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VORSCHLÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für auswärtige 
Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. unterstreicht, dass die Wirtschafts- und Finanzkrise nachteilige Auswirkungen auf den 
Zugang zu Lebensmitteln, Gesundheitsdiensten und Bildung für die besonders 
schutzbedürftigen Gruppen der Gesellschaft sowohl in städtischen als auch in ländlichen 
Gegenden hatte; erinnert daran, dass Regierungen die Pflicht haben, die Beachtung der 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte sicherzustellen und Schutz vor 
Missbrauch durch beispielsweise Unternehmen und andere private Akteure zu bieten;

2. betont, dass die Krise gezeigt hat, dass Ausgaben für Sozialschutz die Resilienz armer 
Menschen gegenüber Schocks steigern; betont außerdem, dass Länder mit effektiven 
Systemen für innerstaatliche Besteuerung ihre Anfälligkeit gegenüber plötzlichen 
Verlusten von Handelssteuern oder Kapitalzuflüssen aus dem Ausland reduzieren; drängt 
daher darauf, dass die EU Entwicklungsländern hilft, progressive und effektive 
Besteuerungssysteme zu etablieren, um die Auswirkungen der Krise zu mildern;

3. bedauert, dass, auch wenn die internationale Gemeinschaft die Unteilbarkeit und gleiche 
Bedeutung aller Menschenrechte anerkennt, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
in der Praxis weiterhin schwer durchgesetzt werden können; ist der Ansicht, dass das 
Optionale Protokoll des Internationalen Pakts über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte (IPwskR), das Beschwerden einzelner Personen über angebliche Verletzungen der 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte ermöglicht, in vollem Umfang genutzt 
werden sollte;

4. bestätigt, dass es, auch wenn die weltweite Wirtschaftskrise eine schwere Bedrohung für 
die Umsetzung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte darstellt, keine 
Rechtfertigung für Staaten gleich welchen Einkommens gibt, hinsichtlich ihrer 
Verpflichtungen zur Achtung der fundamentalen Menschenrechte Abstriche zu machen; 
betont, dass Regierungen grundsätzlich verpflichtet sind, die für ein würdevolles Leben 
notwendigen „grundlegenden Mindeststandards“ für soziale und wirtschaftliche Rechte 
sicherzustellen;

5. betont, dass die globale Krise deutlich gezeigt hat, dass – in einem Kontext, in dem 
Deregulierung, Liberalisierung und Privatisierung zu einer Verstärkung weltweiter Armut 
und einer Verschärfung der Ungleichheiten zwischen und innerhalb von Ländern geführt 
haben – die Rolle des Staates in der Wirtschaftspolitik dringend überdacht werden muss; 
glaubt, dass die Umsetzung sozialer und wirtschaftlicher Rechte unter anderem von der 
Fähigkeit des Staates abhängt, den Finanzmarkt zu regulieren und Ressourcen auf 
gerechte Weise zuzuweisen, beispielsweise durch ein effektives, transparentes und 
progressives Besteuerungssystem; 

6. betont die Allgemeingültigkeit der Agenda für menschenwürdige Arbeit der 
internationalen Arbeiterorganisation ILO als grundlegendes Prinzip, um faire 
Globalisierung sicherzustellen; fordert die EU auf, eine auf Menschenrechten basierende 
Reaktion auf die Krise zu unterstützen und aktiv zur Einrichtung von Mindestniveaus zum 
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Sozialschutz in Entwicklungsländern beizutragen und gleichzeitig deren individuelle 
Ansätze hinsichtlich der Umsetzung zu respektieren;

7. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, sicherzustellen, dass Menschenrechte 
im Rahmen aller abgeschlossenen Handels- und Investitionsabkommen tatsächlich 
geschützt werden; besteht darauf, dass die Kommission systematische Beurteilungen der 
Auswirkungen von Handels- und Investitionsabkommen auf Menschenrechte durchführt, 
um dazu beizutragen, eine effektive Durchsetzung der Menschenrechte sicherzustellen;

8. stellt mit Besorgnis fest, dass die weltweite Wirtschaftskrise die Ausgaben für Öffentliche 
Entwicklungszusammenarbeit durch die EU-Mitgliedstaaten gefährdet; erinnert daran, 
dass die Kosten der weltweiten Wirtschaftskrise überproportional von armen Ländern 
getragen werden, obwohl sie in den reicheren Ländern entstanden ist; fordert die EU und 
ihre Mitgliedstaaten daher auf, ihre bestehenden bilateralen und multilateralen 
Verpflichtungen zur Öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit und die Ziele, die 
beispielsweise in der UN-Millenniumserklärung identifiziert wurden, beizubehalten und 
umzusetzen.


